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«Sparprogrammaufdem
BuckelderÄrmsten»
MelchiorLengsfeld, Präsident vonAllianceSud,wehrt sich gegen
Abstrichebei derEntwicklungshilfeund
verteidigt dieArbeit derHilfswerke.DieWirkung ihresEinsatzes
lasse sichbelegen
NZZ amSonntag:Die Entwick­
lungshilfe gerät politisch unter
Druck. Ist die Schweiz weniger
solidarisch als auch schon?

Melchior Lengsfeld:Nein. Die
Entwicklungszusammenarbeit
ist in der Bevölkerung immer
noch sehr breit abgestützt. Es ist
denMenschen nicht gleichgül­
tig, was in ärmeren Ländern
passiert, dass etwa alle fünf
Sekunden ein Kind an Armut
stirbt. Eine repräsentative
Umfrage zeigt denn auch, dass
eine grosseMehrheit für Ent­
wicklungszusammenarbeit mehr
odermindestens gleich viel aus­
gebenwill. Daran sollte sich
auch die Politik orientieren.

Trotzdem: Der Nationalrat wird
die Mittel nächste Woche wohl
von 0,5 auf 0,48 Prozent des
Bruttonationaleinkommens oder
gar noch weiter zurückfahren.
Diese Kürzungsanträge fussen

auf rein finanzpolitischen Über­
legungen. Es stört uns, dass
nichtmehr inhaltlich darüber
diskutiert wird, welchen Beitrag
die Schweiz für die Ärmsten der
Welt leisten kann und soll.

Ist es nicht so, dass viele Politiker
den Glauben an die Wirksamkeit
der Hilfe verloren haben?
Das glaube ich nicht. Aber im

Kampf der Lobbys umdie Bun­
desgelder geht derzeit unter,
wie wirksam dieses Geld effektiv
investiert ist. Die Kürzungs­
anträge der SVP und der Finanz­
kommission des Nationalrats
etwawürden bedeuten, dass wir
das Engagement ummehr als
einen Viertel reduzieren. Das
wäre ein radikales Sparpro­
gramm auf demBuckel der
Ärmsten, gefordert ausgerechnet
von den Kreisen, die sonst gerne
sagen,man solle denMenschen
vor Ort helfen.

Was fordern die Hilfswerke?
Wir verlangen, dass die

Schweiz ihreMittel aufmindes­
tens 0,7 Prozent des Volksein­

kommens erhöht, wozu sich der
Bundesrat auch international
verpflichtet hat.

Mehr Geld gleich mehr Wirkung –
ist die Rechnung so einfach?
Letztlich schon. Es geht eben

nicht um abstrakte Zahlen, son­
dern um konkrete Hilfsprojekte,
zumBeispiel für Trinkwasser
oder Berufsbildung. Undmit
wenigerMitteln kannmanweni­
ger leisten. Dass Entwicklungs­
zusammenarbeit wirkt, zeigt die
Bilanz der letzten Jahre: Seit
1990 hat sich die Zahl derMen­
schen, die Hunger leiden, hal­
biert. Die Lebenserwartung in
den ärmsten Ländern ist um elf
Jahre gestiegen, die Kindersterb­
lichkeit wurde halbiert. Das sind
enorme Fortschritte.

Viele Ökonomen bezweifeln, dass
dies das Resultat der Hilfe ist. Es
lässt sich kein Konnex zwischen
Wachstum und Hilfe belegen.
Sie ist sicher nicht der einzige

Beitrag, aber doch einwesent­
licher. Das Ziel der Zusammen­
arbeit ist auch nicht das statisti­
scheWirtschaftswachstum eines
Landes, sondern eine Reduktion
der Armut. Und dafür gibt es
durchaus Belege: Allein Helvetas
hat letztes Jahr 3,6Millionen
MenschenHilfe zur Selbsthilfe
geleistet, das entspricht fast der
Hälfte der Bevölkerung in der
Schweiz. Undwir haben 335000
Menschen den Zugang zu saube­
rem Trinkwasser ermöglicht, das
entspricht der Bevölkerung des
KantonsWallis.

Es gäbe auch negative Beispiele:
Der Bund musste kürzlich ein
Projekt zur Lehrlingsausbildung
in Nigeria stoppen, weil das Geld
in einem privaten Verein ver­
sickert ist.
Ich kenne dieses Beispiel

nicht. Misserfolge kann es
geben, wie übrigens auch bei
privatwirtschaftlichen Investi­
tionen. Darum ist es wichtig,
dassman die Partner vor Ort

sorgfältig auswählt, sie in die
Planung einbezieht und regel­
mässig von ihnen Rechenschaft
einfordert. Dann kannman Pro­
jekte nötigenfalls auch anpas­
sen, bis die Qualität stimmt.

Kritisiert wird auch, dass die
Schweiz ihre Hilfe verzettelt. Die
Direktion für Entwicklung und
Zusammenarbeit ist in über 40
Ländern tätig und arbeitet mit
hundert verschiedenen Schweizer
Organisationen zusammen.
Die Deza kann logischerweise

nicht alles selbermachen, also
arbeitet siemit Partnern zusam­
men, die spezifische Kompeten­
zenmitbringen. Diese Art von
Zusammenarbeit ist sinnvoll.
Das breite Engagement erklärt
sich dadurch, dass die Schweiz
der Armutsreduktion verpflich­
tet ist und nicht selektiv politi­
sche Interessen verfolgt. Das ist
richtig so.

Doch dadurch entsteht letztlich
ein ganzer Sektor, der vom Geld
des Bundes abhängig ist. Das
fördert Vetterliwirtschaft und
hemmt jede Kritik.
Das sehe ich anders. Nehmen

wir Helvetas als Beispiel: Wir
sind ein Vereinmit klaren, eige­
nen Zielen. Diese strebenwirmit
Spenden undMitgliederbeiträ­
gen an. Allerdings könnenwir
mitmehrMittelnmehrWirkung
entfalten, darum bemühenwir
uns um Partnerschaften und
bewerben uns auch für staatliche
Projekte, die imWettbewerb
vergebenwerden. Das ist kein
Selbstzweck. Das Verfahren ist
transparent und basiert auf qua­
litativen undwirtschaftlichen
Kriterien. Undwirmüssen für
jedes unserer Projekte dieWir­
kung belegen.

Das führt dazu, dass bei Helvetas
mittlerweile mehr als 50 Prozent
der Einnahmen vom Bund stam­
men. Können Sie sich überhaupt
noch mit Recht als NGO bezeich­
nen, also als Nichtregierungs­
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organisation?
Ja, da wir gemäss den Zielen

unseres Vereins arbeiten und
keinen Gewinn anstreben.
Unsere Basis sind die über
100000Mitglieder und Spender
aus allen Kreisen der Gesell­
schaft.

Viele Politiker fordern, dass die
Schweiz für ihre Hilfe mehr
Gegenleistungen verlangen soll,
zum Beispiel eine bessere Zusam­
menarbeit im Migrationsbereich.
Sind Sie einverstanden?
Das tönt zwar verlockend, ist

aber nicht sehr durchdacht.
Zunächst steht imGesetz, dass
Entwicklungszusammenarbeit
primär der Armutsreduktion zu
dienen hat und nicht anderen
Interessen. Dannmussman sich
fragen, ob es überhaupt Poten­
zial für solche Verknüpfungen
gibt. Viele Flüchtlinge stammen
aus Ländernwie Syrien oder dem
Irak, in denen die Schweiz gar
keine Entwicklungszusammen­
arbeit leistet, sondern nur Not­
hilfe. Und diesemöchte niemand
an politische Bedingungen
knüpfen. ImÜbrigenwäre es
auch sachlich falsch und unfair,
die ärmstenMenschen für die
Politik ihrer Regierungen zu
bestrafen.

Kann denn Entwicklungszusam­
menarbeit Migration ein­
dämmen? Der Bundesrat wirbt
in seiner Botschaft damit.
Dieses Themamussman dif­

ferenziert betrachten. Die Ärms­
ten können in der Regel nicht
auswandern. Verbessert sich ihre
Lage, ermöglicht dies ihnen viel­
leicht, vom Land in die Stadt
oder in ein Nachbarland zu
migrieren. 90 Prozent der welt­
weitenMigration findet regional
statt. Tatsache ist: Diemeisten
Menschenmöchten in ihrer
Heimat bleiben. Verbessert man
dort ihre Lebensbedingungen,
können sie dies eher. Längerfris­
tig kann also die Entwicklungs­
zusammenarbeit durchaus einen
Beitrag zur Reduktion derMigra­
tion leisten.
Interview: Daniel Friedli


